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auch mit unserer diesjährigen Fe- 
rienausgabe der „Unabhängigen 
Nachrichten” können Sie sicher 
sein, wirklich überparteilich in- 
formiert zu werden. Dies ist leider 
nicht so selbstverständlich wie es 
klingen mag, auch wenn es bei Ih- 
rer Tageszeitung drüber steht. 


Liebe Leser, 


„Die gefährlichsten Massenver- 
nichtungswaffen sind die Massen- 
medien. Denn sie zerstören den 
Geist, die Kreativität und den Mut 
der Menschen, und ersetzen die- 
se mit Angst, Misstrauen, Schuld 
und Selbstzweifel.” 


So schreibt einer, der sich offen- 
sichtlich gut in der Szenerie Wirt- 
schaft, Medien und Journalismus 
auskennt und unbekannt bleiben 
möchte, unter dem Pseudonym 
M. A. Verick in der Einleitung zu 
seinem Buch „Das Medien Mono- 
pol”. 


Dem können wir nichts hinzufügen, 
wünschen Ihnen dennoch erholsame 
Ferien! 


Ihre Cindy Stüber 


Ii 
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Um der Position eines Zahlmeisters 
gerecht zu werden, müssen „die da 
oben“ „Kasse machen”, und dabei 


kennen sie keine Gnade. 


= 


Tanken könnte viel billiger sein, al- 
lerdings kassiert der Staat mehr als 
die Hälfte an Steuern ab: zur Zeit 
rund 55 Prozent! Bericht Seite 4. 


>» der Regierungs- 
chef von Europa, 
EU-Kommissionsprä- 
sident Jose Manuel 
Barroso, seine politi- 
schen Aktivitäten in 
der PCTP-MRPF, einer 
portugisischen maois- 
tischen Partei begann, 
deren Parteiführer er 
einmal war? 


»> die CDU/CSU- 
Fraktion im Deut- 
schen Bundestag am 
15.9.2000 einen Gesetz- 
entwurf zur „Senkung 
der Mineralölsteuer 
und zur Abschaffung 
der Stromsteuer” 
einbrachte? 

Seit 2005 sitzen beide 
Parteien an der Regie- 
rung, geändert hat sich 
bis heute nichts! 


> Bundeskanzlerin 
Merkel „gern in der 
FDJ“, einer Vorfeld- 
organisation der SED, 
war? Dies äußerte Sie 
jedenfalls noch 1991 
als Abgeordnete des 
Deutschen Bundesta- 
ges. In der Bundesre- 
publik wurde die FDJ 
1951 verboten. 


Haftstrafe für Deutsche 


Das Landgericht Stuttgart hat zweijun- 
ge Deutsche wegen gemeinschaftlicher 
gefährlicher Körperverletzung in neun 
Fällen zu mehrjährigen Freiheitsstrafen 
verurteilt. Der Richter sah es als erwie- 
sen an, dass sich die Männer im April 
vergangenen Jahres an einer „Hetzjagd 


auf junge Migranten” beteiligt hatten. 
Beide müssen nun jeweils für zwei Jah- 
re und fünf Monate in Haft. 


Anlaß war ein Streit zwischen beiden 
Gruppen, woraufhin die Ausländer 
„panikartig flüchteten“ und von „den 
Rechtsradikalen gejagt” wurden. Bei 
ihrer Flucht verletzten sich einige der 
Ausländer durch Stürze. 


Bewährung für Ausländer 


Der Vorsitzender Richter am Lange- 
richt Moabit verurteilte zwei junge 
Kurden zur Bewährungsstrafen von 
zwei Jahren beziehungsweise vier 
Monaten, weil sie im vergangenen 
September einen jungen Mann auf 
einem U-Bahnhof angegriffen und ge- 
schlagen hatten. Das Opfer lief wäh- 
rend der Flucht vor den beiden in ein 
Auto und kam noch am Unfallort ums 
Leben. Nach Ansicht des Richters sei 
dies aber nicht direkt die Schuld der 
Angeklagten gewesen: 

„Es war eine Flucht Hals über Kopf. 
Wenn er etwas langsamer gelaufen 
wäre, wäre es nicht passiert.” 


DEUTSCHLAND 
VERARMT 


Die Armut in Deutschland 
geht nicht zurück. Etwa zwölf 
Millionen Menschen sind 
hierzulande armutsgefährdet. 
Das sind 14,5 Prozent der 
Bevölkerung, das entspricht 
etwa jedem siebten Bürger. 
Das teilte der Paritätische 
Wohlfahrtsverband in seinem 
Armutsberichts 2011 mit. 


In Westdeutschland lag die 
Armutsquote vergangenes 
Jahr bei 13,3 Prozent, in Mittel- 
deutschland bei 19 Prozent. 


Insgesamt leben in Deutsch- 
land über 2,5 Millionen Kinder 
in Einkommensarmut. Dies 
entspricht etwa 18,7 Prozent 
aller Personen unter 18 Jahren. 
Das Ausmaß der Kinderarmut 
ist seit vielen Jahren gravie- 
rend hoch. 


Ein unzumutbarer Zustand 
für unser Land! 
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Nach diesem Recht sind auch die El- 
tern eines in Deutschland lebenden 
pflichtversicherten Türken mitversi- 
chert und werden auf deutsche Kas- 
senkosten behandelt. Ein Skandal! 
Ein deutscher Pflichtversicherter 
hat seine Eltern nicht mitversichert. 
Deutsche Krankenkassen überwei- 
sen Gelder in die Türkei. Dort wer- 
den davon die medizinischen Be- 
handlungen der Angehörigen von 
in Deutschland lebenden Türken be- 
zahlt - egal, ob diese hier arbeitslos 
sind oder nicht. Lange ist’s bekannt 
und doch bleibt es dabei: Es gilt tür- 
kisches Recht! Genau so ist es von 
der Politik gewollt! 


Weil die deutschen gesetzlichen Kran- 
kenversicherungen ihre Leistungen 
grundsätzlich nur im Inland erbrin- 
gen dürfen, und auch in anderen 
Staaten Krankenversicherungen nur 
in ihren eigenen Ländern Leistungen 
erbringen dürfen, sollten zwischen- 
staatliche Regelungen für getrenntle- 
bende Familien gefunden werden. So 
besonders für die Türkei (aber auch 
ex-Jugoslawien), deren Gastarbeiter zu 
Hunderttausenden nach Deutschland 
kamen. 


Durch das Abkommen stellten sich 
die Türkei und Deutschland ihre Ge- 
sundheitssysteme gegenseitig zur 
Verfügung. Wer mit dieser zwischen- 
staatlichen Zurverfügungstellung des 
Gesundheitssystems wohl das bessere 
Geschäft gemacht hat? 


In Bezug auf eine mögliche Mitversi- 
cherung der türkischen Eltern in der 
Türkei heißt es weiter: „Es kann somit 
durchaus sein, dass dadurch Angehö- 
rige versichert werden, für die nach 
deutschem Recht kein Anspruch ge- 
geben wäre. So könnten dies z.B. die 
Eltern des in Deutschland gesetzlich 
versicherten Mitgliedes sein.” (DAK) 


Schon 2003 hieß es, die damalige rot- 
grüne Regierung lehne eine Ände- 
rung der Sozialversicherungsabkom- 
men ab. 


Daran hat sich bis heute nichts geän- 
dert. In einem Brief aus dem Gesund- 
heitsministerium aus dem Jahr 2011 
heißt es zu dem Sozialabkommen: „In 
diesem Zusammenhang hat die Bun- 
desregierung in der Vergangenheit 
jedoch stets deutlich gemacht, dass 
sie eine Kündigung der durch diesen 
Themenkomplex involvierten Abkom- 
men allein wegen der dort enthalte- 
nen Möglichkeit zur Mitversicherung 
der in den Herkunftsländern verblie- 
benen Familienangehörigen in der 
deutschen Krankenversicherung nicht 
beabsichtigt.” 


Zum Sozialabkommen mit der Türkei 
(und ex-Jugoslawien) gibt es mittler- 
weile eine offizielle Verlautbarung: 
Das „Informationsblatt Nr. XX-01, 
Stand 1. Januar 2011“. Ganz im Sinne 
George Orwells stellt der offizielle 
Wortsprech alles als ganz harmlos 
dar. 


Die Inhalte dieses Blattes werden bei 

kritischen Anfragen von Ministerien, 

Abgeordneten, aber auch Versicherun- 
gen wortgetreu übernommen. 
Einfach runtergebetet. Infor- 
mationsgleichschaltung pur! 


Es gilt türkisches Recht! 


Gleich an mehreren Stellen möchte 
dieses Informationsblatt dem Leser 
von höchster Stelle das Sozialabkom- 
men mit der Türkei schmackhaft ma- 
chen. So sei das Abkommen sinnvoll, 
weil es den Zuzug der im Heimatland 
der jeweiligen Ausländer verbliebenen 
Angehörigen verhindere. Diese müs- 
sten bei einem Zuzug zu viel höheren 
deutschen Kosten behandelt werden. 
Natürlich sei auch alles „im Einklang 
mit internationalen und supranatio- 
nalen Standards, wie sie innerhalb der 
EU bestehen”. Seit wann sind EU-Stan- 
dards ein Qualitätsmerkmal? Wären 
die Deutschen davon überzeugt, müss- 
te man sie ihnen nicht ständig gegen 


ihren Willen und unter Verweigerung 
von Volksabstimmungen aufzwingen. 


Umgekehrt heißt es, dass türkische EI- 
tern nicht mehr über ihre Kinder mit- 
versichert seien, wenn die Eltern nach 
Deutschland kämen - dann gälte für 
sie deutsches Recht, wie für deutsche 
Eltern auch. 


Was nun? Eigentlich sparen wir, weil 
sie (angeblich) durch die Mitversiche- 
rung daheim bleiben, aber angeblich 
wären sie hier nicht mehr über Kinder 
versichert, was uns als Vorteil verkauft 
werden soll, obwohl sie doch alle in 
der Türkei bleiben, dort aber auf deut- 
sche Kosten behandelt werden. 
Alleine in die Türkei gingen im Jahr 
2010 „rund 10,67 Mio. Euro“ an deut- 
schen Krankenkassengeldern. Fast elf 
Millionen Euro! 


Der CSU-Bundestagsabgeordnete 
Stephan Stracke schrieb - versteckt 
zwischen dem lobpreisenden offiziel- 
len Orwell-Sprech aus dem Bundestag 
- mit Blick auf die jährlich immer hö- 
heren deutschen Zahlungen Richtung 
Türkei, dass das „selbstverständlich 
auch daran liegt, dass die medizini- 
sche Versorgung in der Türkei immer 
stärker ausgebaut und demgemäß 
auch teurer wird.” 


Aha! Kein Wunder, bei den regelmäßi- 
gen deutschen Pauschalüberweisun- 
gen. Wenn es in der Türkei noch teu- 
rer wird? Macht nichts, dann erhöht 
sich der Pauschalbetrag eben weiter. 
Es gilt türkisches Recht! Danke 
Deutschland! 


Bundesgesetzblatt " 


Teil H 


Z 1998 A 


1965 Ausgegeben zu Bonn am 21. September 1965 Nr. 35 


Gesetz 


zu dem Abkommen vom 30. April 1964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


über Soziale Sicherheit 
Vom 13. September 1965 


Einvernehmen mit den anderen Spitzenverbänden 
‚ der Krankenversicherung. Die zur Durchführung des 


| Ausgleichs erforderlichen Mittel see durch Um- 


lama nnt nämtlichn Telinne das Vaonuhbaumun ze 


Wer’s nicht glaubt, sollte einfach mal die Gesetzestexte durchblättern ... 


zZ>R0KaufiAPPwegen 


Die AOK sorgt sich darum, 
dass Türken das Gesund- 


über Steuern von uns allen 
finanziert wird, zeigt viel 


sog. „Smartphones“ mit 
dem Titel „AOK-Saglık 


kostenlose Vorsorgeunter- 
suchungen und ermöglicht 


heitssystem nicht richtig Verständnis für mangelnde hizmeti“ („AOK-Gesund- es, mittels eines Familien- 
(aus-) nutzen, weil sie die Sprachkenntnisse. heitsdienst“) auf den Markt profils Arzttermine für 
deutsche Sprache nicht Damit die Türken auch gebracht. Eltern, Großeltern oder 
beherrschen. wirklich alle Angebote Die AOK zeigt sich ganz Kinder zu koordinieren. 
Die gesetzliche Kranken- vollumfänglich annehmen begeistert über die Einfüh- Ein integriertes Wörterbuch 
kasse AOK, die über die und auch keinen Vorteil rung der „App“ für Integra- hilft zudem, das Gespräch 
Beiträge der Versicherten verpassen, hat die AOK tionsverweigerer: mit dem Arzt zu erleich- 
und per Gesundheitsfonds nun eine neue „App“ für „Die App informiert über tern.“ 


So viel Ausland 
steckt in 
Deutschlands 
Konzernen! 


Die größten deutschen Kon- 
zerne gehören mehrheitlich 
dem Ausland! 55,8 Prozent der 
Aktien werden von auslän- 
dischen Investoren gehalten 
(„Handelsblatt“). 


So groß ist der Auslandsanteil: 


Deutsche Börse 83,0 % 
Merck 79,2 % 
Bayer 77,7% 
Adidas 73,0 % 
Münchener Rück 72,7 % 
Daimler 71,8 % 


Allianz 70,3 % 
E.ON 67,0 % 
Linde 66,9 % 
Fresenius 66,0 % 
Siemens 62,0 % 


EU-Beamite 
Deutsche Bank 54,0 % 


ee z i 
za 50,3 % Davon träumt jeder Arbeitnehmer! 
Deutsche Post 49,4 % 


5 Die rund 47.000 EU-Beamten Besonders privilegiert sind dabei 
Fresenius genießen unzählige Privilegien: jene EU-Beamte, die in den rund 
Medical Care 48,7 % 37,5 Stunden-Arbeitswoche, 130 EU-Delegationen weltweit 
BASF 470% Frühpension mit 55 oder bis zu zwischen den Fidschi-Inseln und 

18.000 Euro Grundgehalt monat- 
SAP 44,1 % lich ohne Vergünstigungen, wie 
RWE 44,0% etwa Auslandszulage, die jedem 
EU-Beamten 16 Prozent des 
MAN 42,0% Grundgehaltes zusätzlich garan- 
Telekom 40,8% tiert, egal wie lange er bereits in 
BMW 36,2% Brüssel lebt. 
Lufthansa 31,5% Rund fünf Milliarden Euro 
jährlich muss der europäische 
ThyssenKrupp 30,9 % Steuerzahler für Personalkosten — NA 
Volkswagen 28,1 % der EU-Beamten aufbringen. en 
Alleine 2.400 Mitarbeiter sind für dem Irak arbeiten. Sie haben 
die Verwaltung des EU-Personals jährlich bis zu 12 Wochen frei. 


Für Mitarbeiter in besonders kriti- 


tändig. 
Umfra g e : De schen Regionen, etwa im Tschad, 


kommen darüber hinaus noch- 
mals fünf Urlaubstage hinzu. Bei 


Wo wir d in E ur O p a bis zu 24 Tagen Freizeitausgleich 


für Überstunden ist es möglich, 

= dass ein EU-Beamter bis zu 88 
a m me 1 ste n J W O a m Arbeitstage im Jahr nicht an sei- 
nem Schreibtisch sitzt. Das sind 


W eni g S t e n g e arb e 1 t e t? 17,6 Arbeitswochen. Besonders 


Großbritannien Deutschland Griechenland 
Frankreich Deutschland Italien 
Deutschland Deutschland Griechenland 


Spanien Deutschland Griechenland 


Italien Deutschland Rumänien 
Griechenland Griechenland Italien 

Polen Deutschland Griechenland 
Tschechei Deutschland Griechenland 


Die Antworten stammen aus einer Veröffentlichung des Washingtoner Pew Research 
Centers, welches für eine Studie Bürger in acht europäischen Ländern befragte. 


UNBEZARIME 
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Fehlende Stromleitungen, 
| drohende Netzüberlastung: 
| Immer mehr Windparks 

1 werden zwangsweise abge- 
| schaltet. Laut einer Studie 
gingen allein 2010 bis zu 


150 Millionen Kilowattstun- 


den Windstrom verloren. 
Damit hätten fast 40.000 
Haushalte ein Jahr lang 
versorgt werden können. 
Das kostet, denn auch der 
nicht eingespeiste Strom 
muss über die von allen 
Verbrauchern zu zahlende 
Ökostromumlage bezahlt 

| werden. Für 2010 werden 


I diese Kosten für Nichts 


auf mehr als elf Millionen 
Euro geschätzt. Tendenz 
steigend, solange der von 
den immer mehr werdenen 
Wind- und Solarkraftwer- 
ken erzeugte Strom nicht 
kostengünstig gespeichert 
werden kann. 


absurd: Neun bezahlte Büro- 
schließtage, an denen sämtliche 
EU-Institutionen geschlossen 
sind. Kostenpunkt pro Tag: 24 
Millionen Euro. 


Endlich steht eine Reform des 
Beamtenstatuts auf der Brüssler 
Agenda. Der Kommissionsvor- 
schlag sieht unter anderem eine 
Erhöhung der wöchentlichen 
Arbeitszeit auf 40 Stunden und 
Erhöhung des Renteneinstiegsal- 
ters von 63 auf 65 Jahre bzw. bei 
Frührentnern von 55 auf 58 Jahre. 


So sollen etwa die Büroschließ- 
zeiten von 18 auf 14 Tage und der 
„Reisetage“-Urlaub von sechs auf 
zwei Tage reduziert werden. Eine 
Reform der Auslandszulage wird 
es allerdings nicht geben. 
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€ staatliche Abzocke 


kennt keine Gnade 


Der Pressesprecher des 
Automobilclubs von 
Deutschland (AvD), 
Dirk Vincken: „Wir be- 
fürchten, dass wir bald 
die Zwei-Euro-Marke 
an der Zapfsäule kna- 
cken.” 


Jeglicher Propaganda 
der Medien zum trotz: 
Es sind nicht die Öl- 
konzerne, die in erster 
Linie einen so hohen 
Benzinpreis zu verant- 
worten haben, sondern 
die Regierenden mit 
ihren enorm hohen 
Steuern. 

Um der Position eines 
Zahlmeisters - vor allem für 
Europa - gerecht zu werden, 
müssen „die da oben“ „Kasse 
machen” und dabei kennen sie 
keine Gnade. 


Am 4. April 2012 lag der Preis für 
Superbenzin bei ca. 1,70 Euro. 
Davon sind gemäß den Anga- 
ben des Bundesministeriums der 
Finanzen 54,2 Prozent Steuern. 
Umgerechnet also 92 Cent je Li- 
ter. 


Auf diese Weise verzeichnete die 
Bundesrepublik Deutschland im 
Jahr 2011 Einnahmen in Höhe 
von 34,17 Milliarden Euro an 
Energiesteuern. 


Darin enthalten sind auch Steu- 
ern aus anderen Energieformen, 
wie z. B. Heizöl, Gas, Kohle und 
weitere. 

Die deutschen Autofahrer emp- 
finden diese Zwangsabgaben als 
eine moderne Art der Sklaverei, 
denn viele sind von ihrem Auto 
abhängig, um damit zur Arbeit 
zu fahren, ihren Beruf auszuü- 
ben (wobei der Staat an Lohn- 
und Einkommenssteuer fleißig 


1 Liter Super | Benzin 


Gesamte Steuerbelastung 
in Prozent 


Berechnung der Steueranteile 
am aktuellen Tankstellenpreis 
in Deutschland: 


0,78 € [Liter 


Mineralölwirtschaft 


in Prozent =45,8% 


0,27 €| Liter 
Mehrwertsteuer 


0,65 €/ Liter 


mitverdient), die Kinder vom 
Kindergarten abzuholen (weil es 
in der Nachbarschaft keine frei- 
en Kindergartenplätze gibt), Ein- 
käufe zu erledigen (weil in der 
unmittelbaren Wohnumgebung 
nur noch wenige Geschäfte vor- 
handen sind). Eine Aufzählung, 
die sich noch lange fortsetzen 
läßt. 


Während sich die Politiker im- 
mer neue Diätenerhöhungen in 
die Tasche stecken und immer 
mehr Steuergelder ins Ausland 
verschenkt werden, verarmt un- 
ser Land. Die Lebensqualität der 
Menschen sinkt stetig. 


In Anbetracht der 
hohen Benzinprei- 
se und der gewal- 
tigen Lohnneben- 
kosten verspürt 


Wenn der Arbei- 
ter nach mehreren 
Überstunden sein 
Auto erreicht, 
muss er feststel- 
len, dass auch 
sein Auto länger 
abgestellt war als 
geplant und somit 
der Parkausweis 
abgelaufen ist. 
Ein nicht gerin- 
ges Bußgeld wird 
fällig, weil die 
Kommunen mit- 
tlerweile in fast 
allen Innenstäd- 
ten Parkgebühren erheben. 

Die Ehefrau läuft verzweifelt 
durch den Supermarkt, weil von 
den letzten 20 Euro zehn Euro 
für den Arztbesuch draufgegan- 
gen sind. 

Daheim angekommen gibt es - 
neben der bedrückten Stimmung 
- die aktuelleStromrechnungmit 
der Feststellung, dass auch diese 
wieder höher ausgefallen ist. 
Dabei wäre es ein Leichtes, die 
Belastungen der Menschen zu 
senken, wenn nicht ständig die 
Sympathie Deutschlands in der 
Welt erkauft werden müsste. 
Die regierenden Politiker nen- 
nen es Völkerverständigung, wir 


Diesel 


Super 


J 
Super E10 4 -l 29 l 


343: 


Benzinpreise in DM 
Stand 30.03.2012 


sehen darin eine moderne Art 
der Prostitution. 


Von den ca. 34 Milliarden Euro 
Energiesteuern, die zum größ- 
ten Teil den Autofahrern beim 
Tanken abgeknöpft werden, gin- 
gen allein 2011 ca. 9,2 Milliarden 
Euro an die EU. 


Der deutsche Afghanistan-Ein- 
satz könnte den Steuerzahlern 
laut dem Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung schlimms- 
tenfalls bis zu 92 Milliarden Euro 
kosten. 


Jeder Bürger sollte selbst sein Ur- 
teil fällen, ob diese Steuern, und 
wenn ja in welchem Umfang, 
notwendig sind. 


Benzinpreisentwicklung 1950 bis Heute 


kaum noch ein a 
Arbeiter Freude 


bei der Ausübung 
seines Berufes. 


Betrachten wir 
doch einmal die 
Menschen in einer 


Preis in Deutsche Mark 


Fußgängerzone: 
Statt eines Lä- 


chelns vernehmen 
wir tagtäglich nur 
noch verzerrte 
Gesichter. Men- 


schen, geplagt von 
Finanznöten, ge- 
plagt von Sorgen, 
wie z.B. der Suche 
nach Kindergar- 
tenplätzen. 


1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 2000 2005 2010 2011 2012 
Jahr 
Benzinpreisentwicklung in Deutschland seit 1950. Zum besseren Vergleich wurden alle 
Preise in Deutsche Mark umgerechnet. 


SCHLIMMER 
GEHT IMMER! 


Man kann sich nur verwun- 
dert die Augen reiben, lässt 
man sich die Äußerungen 
unserer Politiker auf der 
Zunge zergehen. 


Schon 2005 durften wir von 
unserer Kanzlerin erfahren, 
dass „Deutschland keinen 
Rechtsanspruch auf Demo- 
kratie und soziale Markt- 
wirtschaft auf alle Ewigkeit 
habe“. 


Wir sind zwar bisher nie 
davon ausgegangen, dass 
dies so wäre, dachten aber 
immer, dass die Hüter sel- 
biger Errungenschaften zu- 
mindest selbst daran glau- 
ben. 


Herrn Prof. Dr. Franz Mayer 
gebürt daher ein deutliches 
BRAVO!, sprach er doch 
anlässlich der mündlichen 
Verhandlung des Bundes- 
verfassungsgerichts in Sa- 
chen „Griechenlandhilfe“ 
endlich einmal Klartext. 


So heißt es in einer Erklä- 
rung des Deutschen Bun- 
destages: 


„Der Prozessbevollmächtig- 
te des Deutschen Bundes- 
tages, Prof. Dr. Franz Mayer 
von der Universität Bielefeld, 
unterstrich einleitend, dass 
schon erhebliche Zweifel 
an der Zulässigkeit der Ver- 
fassungsbeschwerden be- 
stünden, sie jedenfalls aber 
unbegründet seien. Die Be- 
schwerdeführer würden sich 
auf ein neuartiges Recht be- 
rufen, das bisher gar nicht 
existiere, nämlich ein um- 
fassendes Grundrecht auf 
Demokratie.“ 


Sobald es für die Regie- 
renden unangenehm wird, 
werden die Rechte, die eine 
Demokratie im besten Wort- 
sinn ausmachen, in Frage 
gestellt. 


Dazu fällt einem spontan 
Artikel 20 Abs. IV GG ein: 
„Gegen jeden, der es un- 
ternimmt, diese Ordnung 
zu beseitigen, haben alle 
Deutschen das Recht zum 
Widerstand“. 
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Anfang des Jahres stiegen die 
Diäten der Bundestagsabgeord- 
neten um 292 Euro pro Monat, 
nächstes Jahr um weitere 292 
Euro, so dass ein „Volksvertre- 
ter“ auf ein monatliches Gehalt 
von 8.252 Euro kommt. 


Dazu kommt eine steuerfreie 
Kostenpauschale. Diese Pau- 
schale wird jährlich zum 1. Janu- 
ar an die Lebenshaltungskosten 
angepasst und beträgt derzeit 
3.969 Euro monatlich. 


Wenn man sich dann noch die 
Argumentation unserer Volks- 
vertreter für eine Erhöhung der 
Diäten anhört, sträuben sich ei- 
nem die Nackenhaare. 


Der auch durch andere Aktivitä- 
ten bekannte Volker Beck von 
den Grünen stellte klar: 


„Das gehört zur Freiheit des 
Mandats und zu unserer Unab- 
hängigkeit, die das höchste Gut 


Sehr geehrte Frau “Bundeskanzlerin! 


in der parlamentarischen Demo- 
kratie ist. Denn nur sie sichert, 
dass die Abgeordneten allge- 
meinwohlorientiert arbeiten.“ 


Ähnlich pikant und ohne die 
Peinlichkeit seiner Aussagen zu 
erfassen, äußerte sich Stefan 
Ruppert (FDP). 


Er hält die Erhöhung der Diäten 
deshalb für notwendig, „dass wir 
nicht auf die Idee kommen, uns 
vielleicht noch in zu vielen Tätig- 
keiten zu ergehen.“ 


Richtig lustig wird es aber, wenn 
unsere Parlamentarier darauf 
verweisen, was sie nicht alles 
in der sogenannten „freien Wirt- 
schaft“ verdienen könnten. 


Aber klar doch, der Straßen- 
kämpfer und Taxifahrer „Josch- 
ka“ Fischer wäre ohne politisches 
Mandat ganz sicher seit vielen 
Jahren im Vorstand einer großen 
deutschen Firma, jetzt hat er ja 


Heute wenden wir uns mit folgendem Anliegen an Sie: Unser Bub, der 
Willy, der wird bald zwölf, die Pubertät naht, und da fängt man schon an, 
sich ‚Gedanken über die Zykunft zu machen. 


Er hat jetzt beschlossen, dass er Muslim werden möchte. Es ist ihm ernst 
damit, wirklich ernst. Wir haben lange mit ihm darüber diskutiert, ihn 
über die Konsequenzen aufgeklärt, mögliche Gefahren aufgezeigt, aber er 
bleibt bei dem Entschluss, den er gefasst hatte. Mittlerweile finden wir diese 
Entscheidung gut, werden ihn im Rahmen unserer Möglichkeiten in jeder 
Hinsicht unterstützen und fördern, wissen aber leider nicht genau, wie wir 
das machen sollen, weil wir selbst keine Muslime sind. 


Die Frage ist: Wie wird man Muslim? 


Verstehen Sie uns bitte nicht falsch: An der Religion liegt ihm nichts. Für 
ihn ist das fünfmal am Tag gen Mekka beten, die Allah-Akbar-Rufe und 
so weiter völlig uninteressant. Er will Muslim werden wegen der wunderba- 
ren Privilegien, die er dann hätte. &r möchte, dass die anderen Angst haben 
vor ihm; die Mitschüler das Lehrerkollegium, der Hausmeister der Kanti- 
nenpächter. Er möchte in der Schule einen Extraraum, für sich allein, einen 


‘Gebetsraum’, wo er sich ausruhen kann. 


Auch an seine spätere Laufbahn hat er schon gedacht. Als Muslim könnte 
er sich überall einklagen, beim Arbeitsamt vordrängeln, würde gute Stellen 
bekommen (wegen der Muslimquote, die es seiner Meinung nach bald 
geben wird). Er möchte, wenn er einmal erwachsen ist, über seine Frau(en) 
bestimmen, weil das bei denen halt so sein soll. Er würde immer extra Essen 


und Sonderrechte bekommen. Falls nicht, würde er mit seinen 


‘Brüdern’ 


drohen oder die Faschismus-Keule schwingen. Sollte es dann trotzdem noch 


Probleme geben, würde er sich einer radikalen Sekte anschließen wie den 
Salafısten, vor denen sich die Leute am meisten in die Hose machen. 


Es geht also weniger um das Muslim sein an sich, nicht um die Religion, 


sondern um die tollen "Vorteile. Noch besser als nur Muslim wäre natürlich 
Türke oder Araber zu werden. Araber wäre klasse, weil die Leute vor denen 
am meisten Angst haben. Am besten wäre es also, wenn er später Araber 


oder wenigstens Türke werden könnte. 


Sie haben doch sicherlich genug Erfahrung in diesen Dingen, wir hatten 
bisher noch keine ‚Gelegenheit, mit einem Jmam zu sprechen. 


Verehrte Frau Bundeskanzlerin, bitte schreiben Sie uns, was wir machen 
können, um unserem Bub seinen Wunsch zu erfüllen? 


Mit vorzüglichen Grüßen 
Max und Leschen Müller 


nur einen gut bezahlten Posten 
beim Energiekonzern RWE. 


Seine grüne Parteifreundin Clau- 
dia Roth wäre ohne die Politik 
sicher in der Geschäftsführung 
eines renommierten Unterneh- 
mens und würde die Kollegen 
und die Belegschaft an den Rand 
des Wahnsinns treiben. 


Das Schlimme ist, dass unsere 
Politiker schon lange unter Rea- 
litätsverlust leiden. Dies gilt auch 
für die Einschätzung ihrer eige- 
nen Fähigkeiten. 


Nur aus Vollständigkeitsgründen 
sei hier erwähnt, dass sich SPD, 
CDU, CSU und Grüne bei der 
Diätenerhöhung einig waren. 


Wenn es um solch „wichtige“ Din- 
ge geht, kennt man keine Partei- 
en mehr, da geht es nur noch um 
die Sache. 


„Die Demokratie ist 
nur der Zug, auf den 
wir aufsteigen, bis 
wir am Ziel sind. Die 
Moscheen sind un- 
sere Kasernen, die 
Minarette unsere 
Bajonette, die Kup- 
peln unsere Helme 
und die Gläubigen 
unsere Soldaten.“ 


Recep Tayyip Erdogan, 
türkischer Ministerpräsident 


„Am tyrannischsten 
ist jene Herrschaft, 
welche aus Mei- 
nungen Verbrechen 


macht, denn jeder- 
mann hat das un- 
verbrüchliche Recht 
auf Gedankenfrei- 
heit.“ 


Baruch de Spinoza 


„Mein Volk, dem ich 
angehöre und das 
ich liebe, ist das 
deutsche Volk, und 
meine Nation, die 
ich mit großem Stolz 
verehre, ist die deut- 
sche Nation, eine rit- 
terliche, stolze und 
harte Nation.“ 


Ernst Thälmann 
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WARUM TIERE SO GRAUSAM SIND 


Es war einmal ein Land 
namens „Mausland“. 

Dort spielten und lebten 
die kleinen Mäuse, dort 
wurden sie geboren und 
dort starben sie. 

Sie hatten sogar ein Par- 
lament und alle vier Jahre 
gab es eine Wahl. 

Und jedes Mal gingen 

die kleinen Mäuse an die 
Wahlurnen, so wie sie es 
gewohnt waren und sie 
waren es gewohnt, „ihre 
Regierung“ zu wählen. 
Eine Regierung gebildet aus 
großen fetten schwarzen 
Katzen! 

Nichts gegen die Katzen! 
Das waren nette Burschen. 
Sie haben ihre Regie- 
rungsgeschäfte anständig 
geführt, sie haben gute 
Gesetze verabschiedet; Ge- 
setze, die gut für die Katzen 
waren. 

Aber die Gesetze, die gut 
für die Katzen waren, 
waren nicht gut für die 


Mäuse. Eines der Gesetze 
besagte, dass ein Mauseloch 
groß genug sein musste, 
dass eine Katze ihre Pfote 
reinstecken kann. 

Ein anderes Gesetz besagte, 
dass die Mäuse nur mit ei- 
ner bestimmten Geschwin- 
digkeit reisen durften, da- 
mit sich eine Katze nicht zu 
sehr anstrengen musste, um 
ihr Frühstück zu fangen! 
Als die Mäuse dies nicht 
länger ertragen konnten, 
entschieden sie sich dafür, 
dass etwas getan werden 
musste. 

So strömten sie also in Mas- 
sen an die Wahlurnen. 

Sie haben nicht mehr die 
schwarzen, sondern statt- 
dessen rote Katzen gewählt. 
Die roten Katzen haben 
eine fantastische Kampagne 
gestartet. Sie sagten, alles 
was Mausland braucht, 
sind neue Visionen. 

Sie sagten, das Problem in 
Mausland ist, dass es dort 


runde Mauselöcher gibt. 
„Wenn ihr uns wählt, dann 
werden wir rechteckige 
Mauselöcher einführen“, 
und das haben sie auch 
getan. 

Die rechteckigen Mau- 
selöcher waren zweimal 

so groß wie die runden 
Mauselöcher. 

Jetzt konnten die Katzen 
beide Pfoten hinein stecken. 
Als die Mäuse dies nicht 
mehr ertragen konnten, 
wählten sie wieder die 
schwarzen Katzen. 

Dann kamen sie wieder auf 
die roten Katzen zurück 
und dann wieder auf die 
schwarzen Katzen. 

Sie haben es auch mit einer 
Hälfte schwarzer Katzen 
und einer Hälfte roter Kat- 
zen versucht und das haben 
sie dann Koalition genannt. 
Sie hatten sogar einmal 
eine Regierung aus grünen 
Katzen. 


Im Bundestag geht's 
heute um Billionen 


Rettungsschirm soll noch: größer werden.. Mehrheit gilt als sicher 


mit den’ Fraktionsspitzen'von 
= PD er a 


219 Stimmen fehlen. Unig 
fraktionsvize -Wolfgang 


November 2011 


Das waren zwar Katzen, die 
sich wie Mäuse anhörten, 
aber wie Katzen fraßen. 

Das Problem der Mäuse 
war nicht die Farbe der 
Katzen, das Problem be- 
stand darin, dass es Katzen 
waren. 

Weil es Katzen waren, 
schauten diese auf andere 
Katzen anstatt auf Mäuse. 
Eines Tages kam eine kleine 
Maus daher, die eine Idee 
hatte. Sie sagte zu den 
anderen Mäusen: 

„Warum wählen wir 
immer eine Regierung, die 
aus Katzen besteht? Warum 
wählen wir nicht eine 
Regierung, die aus Mäusen 
besteht? Jede Katze ist ein 
Feind des Mäusevolkes!” 
Da die Katzen diese 
Idee nicht unterdrücken 
konnten, landete die Maus 
vor dem Kadi und wurde 
weggesperrt. 

So grausam können auch 
nur Tiere sein! 
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Der beste Platz für Politiker 
ist das Wahlplakat. Dort ist 
er tragbar, geräuschlos und 
leicht zu entfernen. 


Angela Merkel und Sigmar 
Gabriel sitzen zusammen in 
einem Flieger, da sagt Mer- 
kel: „Wenn ich jetzt einen 
100-Euro-Schein aus dem 
Fenster werfe, mache ich 
einen Menschen glücklich!” 
Daraufhin erwidert Gabriel: 
„Ja und wenn ich zehn Zehn- 
Euro-Scheine aus dem Fenster 
werfe, so mache ich zehn 
Leute glücklich!;, Da mur- 
melt der Pilot: „Und wenn ich 
euch beide aus dem Flugzeug 
schmeiße, so mache ich ganz 
Deutschland glücklich!” 


Was ist der Unterschied zwi- 
schen der FDP und Terroris- 
ten? Terroristen haben Sympa- 
thisanten! 


Ein Mann kommt in den Him- 
mel. An einem Baum hängen 
lauter Glocken. Die bimmeln 
so fröhlich vor sich hin. „Pe- 
trus, wozu ist dieser Baum?“ 

- „Das ist ein Lügenbaum. 
Jedes Mal, wenn auf der Erde 
ein Mensch lügt, klingelt ein 
Glöckchen.“ - „Ach so.“ Der 
Mann bleibt noch eine Weile 
stehen, auf einmal fällt mit 
einem lauten Geschäpper der 
ganze Baum um. „Petrus, was 
ist denn nun passiert?“ - „Tja, 
Bundestagssitzung!” 


Aus einem Schüleraufsatz: 
„Die Moslems wollen unsere 
Kultur zerstören und unse- 
re Heimat total zugrunde 
richten. Doch unsere Bundes- 
kanzlerin wird ihnen zuvor- 
kommen.“ 


„Ist es war, dass man unseren 
Staat kritisieren darf?” - „Im 
Prinzip ja, aber es lebt sich 

in den eigenen vier Wänden 
angenehmer.“ 


Volkszählung. Erste Frage: 
„Beabsichtigen Sie in fünf Jah- 
ren noch in unserem Land zu 
leben, wenn ja — wovon?” 


Einem Mann ist der Papagei 
entflohen. Er läuft sofort zum 
Staatsschutz und versichert: 
„Ich möchte Ihnen nur mittei- 
len, dass ich die politischen 
Ansichten meines Papageis 
nicht teile.“ 


in den Bergen zu gewinnen. 


Preisrätsel 


Heute schon etwas gewonnen? 
Hier haben Sie die Möglichkeit, einen von drei 
Wochenendaufenthalten an Nordsee, Ostsee oder 


Das Lösungswort in den grauen Felder ergibt, in 


der richtigen Reihenfolge, ein vom Architekten 
Paul Wallot entworfenes Bauwerk in Berlin. 


Notieren Sie das Lösungswort auf eine 
ausreichend freigemachte Postkarte und 
senden Sie diese an: 


UN ° Stichwort: „Preisrätsel“ 
Postfach 400215 « 44736 Bochum. 


Als weitere Preise stehen zehn „Jahresabos“ 
der „Unabhängigen Nachrichten” zur Verfü- 
gung. Einsendeschluss ist der 30.9.2012. Die 
Gewinner werden schriftlich benachrichtigt. 
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 


Sie möchten 


diese Ausgabe 
nachbestellen 
und 
weitergeben? 
Anruf genügt: 
0208-840132 
Die erwünschte Kostenbe- 
teiligung beträgt 10 Cent je 


Exemplar plus 
Versand. 


Waagerecht 
1 Nebenfluss des Po - 6 Fresko - 10 


deutscher Generalfeldmarschall 
und Reichspräsident - 12 Vorstadt 
von Moskau - 13 japanische Tee- 
sorte - 15 deutscher Dichter, geb. 
1749 - 17 Lebensgemeinschaft - 18 
zeitliche Ausdehnung - 19 Start- 
signal im Sport - 20 preußischer 
Generalfeldmarschall (1800- 
1891) - 23 griechischer Buchstabe 
- 25 deutscher Philosoph, geb. 
1844 - 28 persönliches Fürwort 
- 29 Biberratte - 31 Knochenfisch 
- 32 Hansestadt an der Elbe - 35 
Futteral - 37 Gemeinde im Rems- 
Murr-Kreis - 39 Nebenfluss der 
Maas - 40 deutscher Dichter und 
Publizist, gest. 1811 - 42 Abk. für 
Geschäftszeichen - 43 schweizeri- 


sche Eisenbahngesellschaft (Abk.) 
- 44 Fragewort - 47 Gremium - 48 
Papageienvogel - 50 Eigenmarke 
der Drogeriekette Schlecker - 52 
Prestige, Renommee - 53 Speise- 
fische - 54 Stadt in Sachsen - 55 
deutscher Physiker, gest. 1947 - 
56 chemisches Element (Abk.) 


Senkrecht 

2 deutsche Märchensammler - 3 
Lyrik - 4 Dorf in den Niederlan- 
den - 5 Gefängnis (umgangsspr.) 
- 6 deutscher Komponist, geb. 
1813 - 7 deutscher Ingenieur, 
geb. 1858 - 8 nordamerikanischer 
Ureinwohner - 9 Kamel - 11 Kfz- 
Kennzeichen von Bulgarien - 13 
farbloses, stechend riechendes 
Gas - 14 erster Außenminister der 


BRD - 15 Erfinder der Druckpres- 
se - 16 Umlaut - 21 christlicher 
Reformator - 22 Toilette (Abk.) 
- 24 zähflüssiges Kohleprodukt 
- 26 deutscher Dichter, geb. 1759 
- 27 französische Gemeinde und 
Kanton - 30 russischer Flug- 
zeughersteller (Abk.) - 33 erster 
Reichskanzler - 34 letzte Ruhe- 
stätte - 36 engl. Abk. des Verei- 
nigten Königreiches - 38 mittel- 
europäischer Strom - 41 Stadt in 
der Uckermark - 44 Besetzung 
von Mandaten in der Politik - 45 
nichtärztliches Personal im Ret- 
tungsdienst (Abk.) - 46 höhere Er- 
hebung im Gelände - 49 französi- 
sche Nachrichtenagentur (Abk.) 
- 50 Teil des Baumes - 51 Gewäs- 
ser - 53 Bucheinband (Abk.) 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


Wer aufmerksam die 
deutsche Presselandschaft 
beobachtet, kann nicht leug- 
nen, dass diese sehr einseitig 
berichtet und gleichgeschal- 
tet wirkt. Ganze Regionen 
mit Millionen von Menschen 
haben oft nur eine einzige 
Tageszeitung, was höchs- 


turelle Welt mal wieder ihre 
hässliche Fratze zeigt, dann 
zeigen wir das auch so und 
nicht anders. 

Wir sind unabhängig! Hin- 
ter den UN steht kein Groß- 
konzern und nicht einmal 
eine kleine Firma, welche die 
Marschrichtung bestimmen 


könnte. Hinter den UN steht 


tens durch ortsgebunden 
wechselnde Namen und in- 
dividuelle Lokalteile dürftig 
verschleiert wird. 


Dazu bildet die Monats- 
schrift „Unabhängige 
Nachrichten“ (12 Seiten, 
Format A4) ein Gegenge- 
wicht. Der interessierte Leser 
bekommt eine Zeitung, die 
ihm nicht den Einheitsbrei 
aus vorgefertigter Meinung 
und „political correctness“ 
serviert. 


Wir wollen Wahrheit! Es 
gibt Sachverhalte, die stim- 
men und solche, die stimmen 
nicht. Es gibt auch Berichte, 
die stimmen und solche, die 
stimmen nicht. Manche In- 
formationen werden erst gar 
nicht veröffentlicht, um die 
Bürger ruhig zu halten. 


Wir wollen Klarheit! Wie oft 
serviert Ihnen Ihre Zeitung 
blumig formulierte Berichte 
von hoher journalistischer 
Schreibkunst? Doch wie viele 
harte Daten stecken wirklich 
dahinter? Meistens nur we- 
nige, die in die Meinung des 
Berichterstatters gekleidet 
werden. Und hat man am 
Ende wirklich verstanden, 
worum es geht? Die Berichte 
in den UN soll wirklich jeder 
Bürger verstehen. Der Schü- 
ler und Arbeiter weiß beim 
Lesen der UN genau so, was 
gemeint ist, wie der Student 
und Akademiker. Hierzu 
konzentriert sich die UN 

auf Tatsachen und Zahlen; 
kommentiert wird nur kurz. 
Politik aus Bund, Europa 
und der Welt; Meldungen 
aus Wirtschaft und Wissen- 
schaft: All das versteht in 
den UN wirklich jeder. 


Wir wollen Offenheit! Wir 
nennen Ross und Reiter beim 
Namen. Wenn die Politik das 
Volk an der Nase herum- 
führen will oder einfach 
ignoriert; wenn Politiker 
Wasser predigen und selbst 
Wein trinken, dann nennen 
wir das auch so und nicht 
anders. Wenn Spekulanten 
und multinationale Konzerne 
ihren Profit auf dem Rücken 
der Normalsterblichen 
erwirtschaften, dann nennen 
wir das auch so und nicht 
anders. Wenn die uns vor- 
gegaukelte schöne multikul- 


__ auch keine Partei, 
È deren Linie wir 

treu folgen müss- 
ten. 

Nicht einmal Werbe- 
anzeigen veröffentli- 
chen die UN, um auch 
von Anzeigenkunden 

unabhängig zu sein. 

Hinter den UN steht ein- 
zig und allein der „Freun- 
deskreis UN” mit seinen 
ehrenamtlichen Helfern. 

Zu dem, was in Deutsch- 
land, Europa und der Welt 
schief läuft, wollen wir nicht 
schweigen. Ja, auch wir ver- 
treten auf diese gewisse Art 
eine Meinung. Wir wollen 
denen eine Stimme geben, 
die sich in Politik und ver- 
öffentlichter Meinung nicht 
wiederfinden. Viele Tausend 
Leser auf allen Kontinenten 
der Erde und über 40 Jahre 
Erfahrung geben unserem 
Konzept Recht. 


Neugierig geworden? Die 
UN gibt es nicht auf Rech- 
nung oder im Verkauf. Wer 
die UN beziehen möchte, 
kann dies gegen eine Spende 
von 18,- Euro im Jahr an den 
Freundeskreis UN. Diese 
Spende deckt die Selbstkos- 
ten der UN für zwölf Monate 
(Druck und Versand) und 
begründet keine Vereins- 
mitgliedschaft und keine 
weiteren Pflichten. Wer 
unsere Arbeit für wichtig 
und richtig hält, darf auch 
mehr geben und natürlich 
auch mehrere Exemplare 

für Freunde, Verwandte, 
Nachbarn, Vereinskame- 
raden usw. nachbestellen. 
Bestellung und Abbestellung 
der UN sind form- und frist- 
los jederzeit möglich. 


Kontaktanschrift: 

UN 

Unabhängige Nachrichten 
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D-44736 Bochum 
Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: 
info@un-nachrichten.de 
Internet: 
www.un-nachrichten.de 


Herausgeber: 
Freundeskreise Unabhängige 
Nachrichten e.V. 

Alstadener Str. 49a 

46049 Oberhausen 


Schriftleitung: 

Helmut Dieterle (verantw.) 

Kein gewerbliches Unternehmen. 
Außer Satz und Druck ist alle 
Mitarbeit ehrenamtlich. 

Keine Werbung oder Anzeigen- 
aufnahme. 

Diese Ausgabe wurde vor 

dem Druck von Anwälten auf 
strafrechtliche Unbedenklichkeit 
überprüft. 


Druck: 
Wegeor GmbH, 46049 Oberhausen 


www.un-nachrichten.de | 
GRIECHENLAND: 


RÜSTEN:SPARE 


Die wichtigsten Abnehmer für deutsche Rüstung 
2006 - 201 


Griechenland 


I Südafrika 


ko} Türkei 
Südkorea 
SEE Malaysia 


Die Euro-Krise könne die Verbraucher nicht verschrecken, und alle seien in 
bester Konsumlaune. Was für ein Irrtum! Von guter Laune kann keine Rede 
sein, und wenn wir etwas haben, dann Angst. Nicht vor Klimawandel, Gen- 
kartoffeln oder Atomkraftwerken, wie die Meinungsforscher uns das so ger- 
ne weismachen, sondern vor der Dummheit der Regierenden. Als die Pest in 
Europa wütete, trafen sich die Menschen zu Sexorgien und Saufgelagen, um 
das Leben noch einmal auszukosten. Heute geben sie ihr Geld aus, solange 
sie noch welches haben und es noch etwas wert ist. Sie ignorieren die Krise 
nicht, sondern reagieren darauf. Bald werden die europäischen Finanzmi- 
nister für den EFSM ungehindert unser Steuergeld kassieren dürfen. Reicht 
das nicht aus, wird die EZB frisches Geld drucken. Geld, dem keine Wer- 
te gegenüberstehen. Hyperinflation und Armut sind die Folge. Vor diesem 
Hintergrund sparen? So wertlos, wie der Euro es einmal sein wird. 


Regina Sauer, Leserbrief in „Die Welt“, 31.5.2012 


WUSSTEN SIE SCHON, DASS... 


>» die Euro-Krise 
Deutschland nach 
Einschätzung des 
Ifo-Präsidenten Hans- 
Werner Sinn bis zu 
eine Billion Euro 
kosten könnte? „Der in 
Griechenland verlo- 


rene Betrag von etwa 
80 Milliarden Euro ist 
klein im Vergleich zu 
der Summe, für die wir 
insgesamt haften”. 


„Demokratieprozes- 
ses” in Nordafrika 
finanzielle Soforthilfen 
über 35 Millionen 
Euro beschlossen hat? 
Zusätzlich zu den be- 
reits eingeplanten 400 
Millionen Euro. 


>» der Bundestag 
im letzten Jahr zur 
Unterstützung des 


Im Jahr 2011 starben nachweislich 
mindestens 15 Deutsche durch die 


u.a. von Gabriel und Schäuble so 
geliebten „Kulturbereicherer“. Da die 
Massenmedien inihren Berichten meist 
die Herkunft der Täter verschweigen, 
dürfte die tatsächliche Opferzahl 
um ein Vielfaches höher liegen. 


Mehr als zwei Drittel der Deut- 
schen plädieren in einer aktuel- 
len Umfrage des Meinungsfor- 
schungsinstitutes YouGov für 
einen Austritt Griechenlands aus 
dem Euro. Lediglich 17 Prozent 
sprechen sich dagegen aus. 


Aber nicht nur zu Griechenland 
beziehen die Befragten in der Um- 
frage Stellung. Nur eine knappe 
Mehrheit der Deutschen (52 Pro- 
zent) würde bei einem Referen- 
dum dafür stimmen, in der EU 


DAS LETZTE ZUM SCHLUSS 


DEUTSCHLAND IST NICHT 


Die Katze aus dem Sack gelas- 
sen hat Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble vor der Eli- 
te der Finanzwelt auf dem Eu- 
ropean Banking Congress am 
18.11.2011 in Frankfurt. 


Die selbsternannten „unabhän- 
gigen“ Medien schickten wie im- 
mer ihre Fotografen und Journa- 
listen, veröffentlicht wurde aber 
so gut wie nichts über diese jähr- 
lich stattfindende Veranstaltung. 
So wähnte sich der Minister trotz 
Medienrummel wohl auch unter 
Vertrauten und nicht in der Öf- 
fentlichkeit, als er erklärte: 


„Die Kritiker, die meinen, man 
müsse eine Konkurrenz zwi- 
schen allen Politikbereichen 


„Deutschland ist durch die Einwande- 


rung wohlhabender, vielfältiger und 
auch schöner geworden. Zuwanderer 
haben geholfen, unser Land nach dem 
Zweiten Weltkrieg wieder aufzubau- 
en. Sie haben unserer Kultur etwas 


hinzugefügt und daraus erwächst je- 
den Tag etwas Neues und Besseres in 
Deutschland.“ 

Sigmar Gabriel 


„Deswegen ist es eher ein Problem, dass 
in der früheren DDR die Menschen die 


RAUS AUS DEM EURO? 


zu bleiben. Rund ein Drittel (29 
Prozent) würde für einen Austritt 
stimmen. 


Rund jeder fünfte Deutsche (21 
Prozent) rechnet damit, dass der 
Euro die kommenden zehn Jahre 
nicht überleben wird und dass die 
Euroländer wieder ihre alten Wäh- 
rungen einführen. Nur 22 Prozent 
der Befragten aus Deutschland ge- 
hen davon aus, dass der Euro als 
Ganzes die kommenden zehn Jah- 
re überstehen wird. 


haben, die gehen ja in Wahrheit 
von dem Regelungsmonopol des 
Nationalstaates aus. Das war 
die alte Ordnung, die dem Völ- 
kerrecht noch zugrunde liegt, mit 
dem Begriff der Souveränität, die 
in Europa längst ad absurdum 
geführt worden ist. Spätestens in 
den zwei Weltkriegen der ersten 
Hälfte des vergangenen Jahr- 
hunderts. Und wir in Deutsch- 
land sind seit dem 8. Mai 1945 
zu keinem Zeitpunkt mehr voll 
souverän gewesen. Das wuss- 
te übrigens das Grundgesetz, 
da steht schon in der Präambel 
1949 das Ziel, als gleichberech- 
tigtes Mitglied in einem vereinten 
Europa dem Frieden der Welt zu 
dienen.“ 


Erfahrung gar nicht sammeln konn- 
ten, was für eine Bereicherung es ist, 
mit Menschen aus anderen Teilen der 
Welt zusammenzuleben.“ 


Wolfgang Schäuble 


Meinen Sie nicht, es wäre 
Zeit, den Politikern in 
Berlin IHRE Mei- 

nung zu sagen? 
Argumente und 

Belege dazu 

finden Sie in 

der Monatsschrift 


Bitte Probeexemplare anfordern! 
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